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Entwurf eines Gesetzes zur Aussetzung der Verlängerung 
des Grundwehrdienstes 

A. Problem 

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Wehrgerechtigkeit und 
Verlängerung der Dauer des Grundwehrdienstes vom 13. Juni 
1986 (BGBl. I S. 873) ist der Grundwehrdienst, soweit er ab dem 
1. Juni 1989 angetreten wird, von 15 auf 18 Monate verlängert 
worden. 

Mit Regierungserklärung vom 27. April 1989 stellt die Bundesre-
gierung fest, daß die Verlängerung der Dauer des Grundwehrdien-
stes bis zum 1. Juni 1992 ausgesetzt werden kann. 

B. Lösung 

Änderung des festgesetzten Termins zur Verlängerung des Grund-
wehrdienstes vom 1. Juni 1989 auf 1. Juni 1992, 

C. Alternativen 

a) Beibehalten der geltenden gesetzlichen Regelung. 

b) Wiedereinführung der vor dem Gesetz vom 13. Juni 1986 gel

-

tenden Regelung. 

D. Kosten 

Voraussichtlich keine. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Aussetzung der Verlängerung 
des Grundwehrdienstes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Juni 1986 (BGBl. I S. 879), zuletzt 
geändert durch Artikel... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Satz 4 wird die Jahreszahl „1989" 
durch die Jahreszahl „1992"  ersetzt. 

2. In § 13b Abs. 5 Satz 2 wird die Jahreszahl „1989" 
durch die Jahreszahl „1992"  ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

§ 83 des Zivildienstgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Juli 1986 (BGBl. I S. 1205), 
geändert durch Artikel... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Übergangsvorschriften aus Anlaß des Änderungs-
gesetzes vom 13. Juni 1986 und vom ...". 

2. In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten „vom 
13. Juni 1986 (BGBl. I S. 873) " die Worte „und des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) eingefügt. 

3. In Absatz 1 Nr. 2 und in den Absätzen 3, 4 und 5 
wird jeweils die Jahreszahl „1989" durch die Jah-
reszahl „1992" ersetzt. 

Artikel 3 

Übergangsvorschrift 

(1) Wehrpflichtige, die gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 des 
Wehrpflichtgesetzes zu einem achtzehn Monate dau-
ernden Grundwehrdienst einberufen sind, sind zu 
entlassen, nachdem sie fünfzehn Monate Grundwehr-
dienst geleistet haben. 

(2)Wehrpflichtige, die auf Grund eines vor Inkraft-
treten des Artikel 1 dieses Gesetzes ergangenen Be-
scheides für einen nach § 5 Abs. 1 Satz 4 des Wehr-
pflichtgesetzes berechneten Wehrdienst zur Verfü-
gung stehen, erhalten einen Bescheid des Kreiswehr-
ersatzamtes über ihre Verfügbarkeit nach Maßgabe 
dieses Gesetzes, sofern sie zum Wehrdienst herange-
zogen werden sollen. 

(3) Für Zivildienstleistende gilt Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß Zivildienstpflichtige, die zum Zivil-
dienst, der dem Grundwehrdienst (§ 5 Abs. 1 Satz 4 
des Wehrpflichtgesetzes) entspricht, einberufen wor-
den sind, nach einer Dienstleistung von zwanzig Mo-
naten zu entlassen sind; Absatz 2 gilt entsprechend. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Bonn, den 26. April 1989 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Die erneute Prüfung und Bewertung des derzeitigen 
Bestandes an noch nicht zum Grundwehrdienst einbe-
rufenen Wehrpflichtigen gebieten es, die Verlänge-
rung des Grundwehrdienstes auf 18 Monate bis zum 
1. Juni 1992 zu verschieben. Dies erfordert eine Ände-
rung des Wehrpflichtgesetzes mit Folgeänderungen 
für das Zivildienstgesetz. 

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung durch den 
Bundesrat. 

Die Änderungen des Wehrpflichtgesetzes und des Zi-
vildienstgesetzes verursachen keine Mehrkosten. 

Die Aussetzung der Verlängerung des Grundwehr-
dienstes durch die Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
und die damit einhergehende Aussetzung der Verlän-
gerung des Zivildienstes führen bei den davon betrof-
fenen Wirtschaftsbetrieben zu keinen zusätzlichen 
Kostenbelastungen. Auswirkungen auf das Preisni-
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
sind von den vorgesehenen Änderungen insgesamt 
nicht zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Wehrpflichtgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Die Änderung der Jahresangabe bewirkt, daß die 
durch das Gesetz zur Verbesserung der Wehrgerech

-

tigkeit und Verlängerung der Dauer des Grundwehr

-

dienstes vom 13. Juni 1986 (BGBl. I S. 873) vorgenom-
mene Verlängerung der Dauer des Grundwehrdien-
stes von 15 auf 18 Monate nunmehr erst zum 1. Juni 
1992 erfolgt. 

Zu Nummer 2 (§ 13b) 

Folgeänderung der Änderung in § 5 (Nr. 1) 

Zu Artikel 2 (Änderung des Zivildienstgesetzes) 

Zu Buchstaben a, b und c (§ 83) 

Redaktionelle Folgeänderungen der Änderungen in 
§ 5 WPflG (Artikel 1 Nr. 1) 

Zu Artikel 3 (Übergangsvorschrift) 

Die Übergangsregelung für das Wehrpflichtgesetz 
und das Zivildienstgesetz stellt sicher, daß die Neure-
gelung auch für die Wehrpflichtigen gilt, die bereits 
zu einem Grundwehrdienst von 18 Monaten oder zu 
einem Zivildienst von 24 Monaten einberufen sind 
oder über deren Heranziehbarkeit aufgrund der bis-
herigen Rechtslage entschieden worden ist. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll zum frühestmöglichen Zeitpunkt in 
Kraft treten. 




